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Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Prof. Dr. Ingo Hahn, Katrin Ebner-

Steiner, Christoph Maier u. a. und Fraktion (AfD)

Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds abwickeln - Zuwanderung begrenzen! 

(Drs. 18/5317) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Ge-

schäftsordnung 32 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an 

der Redezeit der stärksten Fraktion. Erster Redner ist der Abgeordnete Martin Böhm 

von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Böhm (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der Bundesinnenminister selbst stellte unlängst fest, dass Träger von Integrationspro-

jekten von der Förderung durch den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds – AMIF – 

dann auszuschließen seien, wenn deren Mitarbeiter versuchen, Abschiebungen zu 

verhindern. Unser Antrag, den wir heute ganz bewusst ins Plenum gezogen haben, 

geht weiter. Wir fordern die Abwicklung des AMIF und ein entschiedenes Eintreten der 

Staatsregierung gegen dessen Neuauflage im kommenden mehrjährigen Finanzrah-

men. Einzig der auf freiwillige Rückkehr ausgerichtete kleinste Teil des AMIF scheint 

erhaltenswert.

Bereits auf Drucksache 18/4305 forderten wir hier im Hohen Haus einen dezidierten 

Rückführungsfonds, um die EU und insbesondere uns von den Folgekosten der Zu-

wanderung aus Drittstaaten zu entlasten. Sie alle lehnten damals, zum Schaden der 

Bürger, unseren richtigen Antrag ab. Heute bekommen der eben zitierte Antrag und 

unser aktueller Antrag aufgrund der pandemischen Situation sowie der kalkulierten 

Zerstörung unserer Wirtschaft ein ganz neues Gewicht. Im kommenden mehrjährigen 

Finanzrahmen der EU – MFR – soll das AMIF-Volumen von 3 auf über 10 Milliarden 

Euro anschwellen. Gemäß der üblichen EU-Lastenverteilung sollen also unsere Bür-
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ger in den nächsten sieben Jahren 2,5 Milliarden Euro ihrer Steuergelder dafür berap-

pen, die Armutsmigration samt ihren illegalen Auswüchsen zu verschönern.

Im selben Moment, liebe Kolleginnen und Kollegen, stehen 10 Millionen Menschen in 

Kurzarbeit, rutschen unzählige Firmen in die Insolvenz und bangen Bürger um ihre 

Grundrechte. Und Sie? – Zu viele von Ihnen sitzen in einem EU-Märchenschloss und 

verkennen, dass jeder Euro und jeder Cent notwendig sein werden, um die Verwerfun-

gen in unserem Land zu lindern.

(Beifall bei der AfD)

Wo sind denn die mit AMIF-Geldern gepamperten und ideologisch nach links entrück-

ten NGOs, wenn es um den Erhalt unseres Industriestandortes geht? Wo sind denn 

die mit AMIF-Mitteln gepuderten Kirchen, wenn Tausende Wirte und deren Personal 

Zuspruch und Trost bräuchten? – Für uns alle wird es Zeit, sich wieder auf die Men-

schen zu fokussieren, die hier Steuern und Sozialabgaben entrichten. Die sorglos 

nach Brüssel verschenkten Milliarden sind hier dringend notwendig, um den wenigen, 

die ein Recht zum Bleiben haben, schnellstmöglich unsere Sprache und unsere Leit-

kultur zu vermitteln.

(Beifall bei der AfD)

Unsere Steuern sollten nicht über den AMIF-Weg für die kulturelle Teilhabe Gedulde-

ter verwendet werden. Nein! Die Multiplikation des Volksvermögens findet über die Bil-

dung unserer Kinder statt, und da fehlt das Geld. Die Zeit der sozialen Hängematte für 

Drittstaatler ist vorbei. Nun ist die Zeit, alle verfügbaren Ressourcen ausschließlich für 

den Wiederaufbau unserer Wirtschaft und für das Wohl unserer Bürger einzusetzen.

Sorgen wir gemeinsam dafür, dass das Geld zu Hause bleibt und der Ruck des positi-

ven Patriotismus unser Vaterland und unsere Bürger durch diese schwere Zeit trägt. 

Patriotismus ist die historisch-kulturelle Bindung an die Heimat. Unser Verfassungspat-
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riotismus ist positiv. Das heutige Urteil des Bundesverfassungsgerichts bestärkt unse-

re Fraktion in ihrer Haltung. Stimmen Sie unserem Antrag zu!

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Der nächste Redner ist Herr Kollege Karl 

Straub von der CSU-Fraktion.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Gestatten Sie mir eine Vorbemerkung: Ich bin sehr bestürzt, dass die AfD in den 

Corona-Zeiten einen solch typischen AfD-Antrag einbringt, nämlich einen europafeind-

lichen Antrag. Die Corona-Krise zeigt, dass die Probleme nicht national gelöst werden 

können, sondern dass diese Probleme unbedingt europäisch angegangen werden 

müssen. Die AfD ist nach einer kurzen Verweildauer von ein bis zwei Sitzungen, in 

denen sie sich relativ vernünftig verhalten hat, wieder zu alter Form aufgelaufen und 

nutzt diese Sitzung, um das Thema Migration wieder in den Mittelpunkt zu stellen. Ge-

rade in Migrations- und Integrationsfragen brauchen wir Europa, um diese Probleme 

insgesamt und europäisch zu lösen.

Sehen wir uns einmal genauer an, was die AfD mit ihrem Antrag erreichen will. Die 

Staatsregierung soll insbesondere aufgefordert werden, darauf hinzuwirken, dass für 

den europäischen Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds keine Mittel mehr bereitge-

stellt werden. Es stellt sich die Frage: Wofür gibt es den europäischen Asyl-, Migrati-

ons- und Integrationsfonds? Brauchen wir ihn? – Ja, wir brauchen ihn. Das allgemeine 

Ziel des AMIF ist es, einen Beitrag zur effizienten Steuerung der Migrationsströme zu 

leisten. Es soll ein Beitrag zur Durchführung und Weiterentwicklung der gemeinsamen 

Asylpolitik, für den subsidiären und vorübergehenden Schutz und für eine gemeinsa-

me Einwanderungspolitik auf der Ebene der Europäischen Union geleistet werden.

Die inhaltliche Ausrichtung des AMIF für die Bundesrepublik Deutschland war in den 

letzten Jahren in den folgenden Maßnahmebereichen und spezifischen Zielen zu fin-

den: Stärkung und Weiterentwicklung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, 
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Integration von Drittstaatsangehörigen, legale Migration und Rückkehr. Für den För-

derzeitraum stehen in Deutschland rund 97 Millionen Euro zur Verfügung, welche sich 

auf drei Bereiche, nämlich Integration, Asyl und Rückkehr, konzentrieren. Für die Inte-

gration ist die Hälfte der Mittel und für Asyl und Rückkehr jeweils ein Viertel der Mittel 

vorgesehen.

Für den Zeitraum 2021 bis 2027 soll als Nachfolger ein Asyl- und Migrationsfonds, 

AMF, eingerichtet werden. Dieser Fonds soll nach derzeitigem Stand mit einem Volu-

men von 10,4 Milliarden Euro ausgestattet sein. Davon sind 6,2 Milliarden Euro für die 

nationalen Programme der Mitgliedstaaten vorgesehen. Diese Höhe ist vollkommen 

gerechtfertigt. Nach dem derzeitigen Verhandlungsstand erhält Deutschland zwischen 

1,5 und 1,8 Milliarden Euro für sein nationales Programm.

Wir werden diesen Antrag ablehnen, weil er samt seiner Begründung ins Leere läuft 

und zum Teil inhaltlich nicht korrekt ist. Im Einzelnen: Bei der Einrichtung des AMF 

sowie dessen Ausführung handelt die Europäische Union im Rahmen ihrer Zuständig-

keit. Das für den AMIF und den AMF definierte Ziel, einen Beitrag zur effizienten Steu-

erung der Migrationsströme zu leisten, kann von den Mitgliedstaaten allein nicht aus-

reichend verwirklicht werden. Dieses Ziel ist auf Unionsebene viel besser zu erreichen, 

weshalb die Union im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip hier tätig werden soll. 

Dabei gilt der Grundsatz der Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwort-

lichkeiten unter den Mitgliedstaaten.

Die von der AfD in der Begründung geforderte Verlagerung der Kompetenzen in der 

Migrationsfrage zurück in die Mitgliedstaaten widerspricht deshalb geltendem EU-

Recht. Die Aussage der AfD-Fraktion, dass ein Großteil der Gelder für die Ansiedlung 

und Versorgung illegaler Migranten verwendet werde, geht absolut fehl. Der AMIF und 

der neue AMF bauen auf einem Vier-Säulen-Modell auf:

Erstens. Stärkung und Weiterentwicklung des Gemeinsamen Europäischen Asylsys-

tems einschließlich seiner externen Dimension.
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Zweitens. Erleichterung der legalen Migration in den Mitgliedstaaten entsprechend 

ihrem wirtschaftlichen und sozialen Bedarf sowie Förderung der Integration von Dritts-

taatsangehörigen.

Drittens. Förderung gerechter und wirksamer Rückkehrstrategien der Mitgliedstaaten 

als Beitrag zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung.

Viertens. Stärkung der Solidarität und Aufteilung der Verantwortung unter den Mitglied-

staaten.

Daraus sehen wir ganz klar: Die legale Migration soll unterstützt und die illegale Migra-

tion bekämpft werden. Eine Versorgung und Ansiedlung illegaler Migranten erfolgt ge-

rade nicht. Weiter richtet sich der AMF nicht an Wirtschaftsmigranten, sondern allge-

mein an Drittstaatsangehörige. Er unterscheidet nach legalem und illegalem 

Aufenthalt. Nach bisherigem Stand wird der AMF mit einem geplanten Gesamtvolu-

men von 10,4 Milliarden Euro ausgestattet sein. Davon sollen rund 6,2 Milliarden Euro 

auf die nationalen Programme der Mitgliedstaaten entfallen; rund 4,2 Milliarden Euro 

entfallen auf spezifische Maßnahmen, zum Beispiel auf Unionsmaßnahmen, Soforthil-

fen für Neuansiedlungen und Umsiedlungen. Damit wird nur ein kleiner Teil für die 

Neuansiedlung und die Umsiedlung legaler Migranten aufgewendet.

Weiter wird für die Rückführung ein großer Anteil der zur Verfügung stehenden Mittel 

verwendet. Bereits jetzt werden in Deutschland Projekte aus dem Bereich Rückkehr 

mit circa einem Viertel der Gesamtsumme der Projektförderung gefördert. Dazu zählt 

unter anderem die Rückkehrberatung. Nach dem AMF werden die Mittel nach Vorab-

zug von 5 Millionen Euro, die jeder Mitgliedstaat als Pauschbetrag erhält, für die natio-

nalen Programme wie folgt aufgeteilt werden: 30 % für Asyl, 30 % für legale Migration 

und Integration sowie 40 % für die Bekämpfung irregulärer Migration einschließlich 

Rückkehr und Rückführung. Im Bereich Rückkehr liegt der Fokus in Deutschland wei-

terhin auf der freiwilligen Rückkehr und stärker als bisher auf der Reintegration in den 

Herkunftsländern.
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Deutschland wird hier transnationale Projekte zusammen mit anderen EU-Mitglied-

staaten weiterführen. Beim spezifischen Ziel Rückkehr werden Projekte gefördert, die 

zur Förderung gerechter und wirksamer Rückkehrstrategien in den Mitgliedstaaten als 

Beitrag zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung mit besonderem Schwerpunkt auf 

einer dauerhaften Rückkehr und wirksamen Rückübernahmen in den Herkunfts- und 

den Transitländern beitragen. Für Bayern sind hier die anteilige Förderung des REAG/

GARP-Programms mit 50 % sowie die Förderung der Zentralen Rückkehrberatungs-

stellen mit bis zu 75 % durch den AMF von Interesse. Die Auswahl der Projekte obliegt 

aktuell den Mitgliedstaaten. Bei uns ist die zuständige nationale Behörde das BAMF.

Mein Fazit: Zu den zentralsten Aufgaben der Europäischen Union gehört eine gemein-

same Integrations- und Zuwanderungspolitik. Eine Streichung dieser Mittel spräche 

der EU eine zentrale Aufgabe ab. Eine Rückübertragung dieser zentralen Aufgaben 

auf die Nationalstaaten ist nicht möglich. Beispiel: Wir können momentan Griechen-

land auf keinen Fall mit dieser Problematik alleinlassen. Die Europäische Union hat 

mit der Erhöhung der Mittel eine bestehende Lücke geschlossen, endlich eine wirksa-

mere gemeinsame Asylpolitik zu ermöglichen. Außerdem geht der Antrag der AfD 

fälschlicherweise davon aus, dass die Mittelverteilung und der Mitteleinsatz falsch 

seien und dass die illegale Migration nicht bekämpft würde. Die Begründung ist also 

inhaltlich nicht korrekt.

Die Staatsregierung verfolgt, anders als die AfD, eine Asyl- und Migrationspolitik der 

Humanität und Ordnung mit einem ganzheitlichen Ansatz.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Die nächste Rednerin ist die Kollegin Gül-

seren Demirel von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 

einen Antrag der AfD-Fraktion vorliegen, den wir eigentlich schon einmal behandelt 

haben. Es ist kein neu eingebrachter Antrag.
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Dass Sie in einer Situation, in der eigentlich in der Gesellschaft die Empathie, das so-

ziale Miteinander, das Zusammenstehen und Zusammenhalten global zu wichtigen 

Prämissen für unser Handeln geworden sind, dass Sie heute und in dieser Zeit mit so 

einem Antrag kommen, zeigt natürlich erneut, wes Geistes Kind Sie sind.

Bei dem vorherigen Thema erst haben Sie sich über Fake News beschwert, über den 

Antrag aber, den Sie vorlegen, verbreiten Sie selbst Fake News – zum Beispiel, dass 

ein europäischer Topf für illegal Geflüchtete zur Verfügung stehe. Das macht noch ein-

mal deutlich, mit welcher Gesinnung wir es hier zu tun haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Antrag will ich noch dies sagen: Natürlich gibt es die Themen Flucht und Geflüch-

tete und die globale Situation, in der Menschen vor Krieg, Terror, politischer Verfol-

gung und Klimawandel flüchten müssen. Ich glaube und hoffe, dass keiner hier im 

Raum daran glaubt, dass es Menschen auf dieser Welt gibt, die in der Nacht oder am 

frühen Morgen beim Aufstehen sagen: Ich will mich jetzt Richtung Europa begeben, 

weil mir mein Land im Moment zu langweilig ist. Vielmehr sind es Menschen, die un-

vorstellbare Gründe für ihre Flucht haben, und das ist nicht immer nur Armut alleine.

Daher ist es natürlich umso bedeutsamer, dass die Europäische Union in ihrer Charta 

der Grundrechte das Recht auf Asyl verankert hat. Es ist ein Recht, das wir auch als 

Fraktion der GRÜNEN vehement verteidigen werden. Immer wieder kommen Momen-

te, in denen man mit Kopfschütteln auf die Europäische Union schaut und fragt: Ist 

das Recht auf Asyl auch wirklich so fest verankert? – Wir sehen, dass wir als Europä-

erinnen und Europäer auch dieses Recht permanent verteidigen müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Damit diese Grundrechte in den Ländern der Europäischen Union umgesetzt und in 

der Gemeinschaft mit Leben erfüllt werden, finanziert die Europäische Union den Topf 

AMIF. Er soll die Länder darin unterstützen, die Geflüchteten aufzunehmen, und soll 
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das Ankommen in der Gesellschaft, die Betreuung und die Unterstützung gewährleis-

ten. Die Gelder aus diesem Fonds helfen auch uns in Bayern und in Deutschland, 

damit wir vor Ort Projekte zum Schutz, zur Beratung und zur Unterstützung von Ge-

flüchteten verankern und umsetzen können.

Dazu möchte ich ein paar Beispiele nennen. Welche Projekte profitieren vom AMIF? – 

Das ist das Zentrum Refugio, dessen Auftrag es ist, Geflüchtete, die Foltererfahrungen 

gemacht haben und traumatisiert sind, zu behandeln, zu beraten und zu betreuen. 

Das sind die Wohlfahrtsverbände wie Caritas oder Innere Mission, oder es ist das 

Goethe-Institut. Alles dies sind Einrichtungen und Institutionen, die uns allen hier be-

kannt sind und die versuchen, mit der finanziellen Unterstützung von AMIF ihre Arbeit 

umzusetzen und an die Betroffenen zu bringen. All diese Projekte haben eines ge-

meinsam: Sie unterstützen unsere Kommunen und Gemeinden in der Integration der 

Geflüchteten und flankieren die enorme Hilfsbereitschaft in der Bevölkerung, die auch 

diese Einrichtungen unterstützt.

Ich will abschließen, weil ich wirklich keine große Lust mehr verspüre, mich wieder mit 

diesem Antrag auseinanderzusetzen, in dem Fachkenntnis und Wissen fehlen und der 

nur vor Populismus strotzt. Daher möchte ich abschließen und sagen: Die letzten 

Jahre und die letzten Wochen, die Bilder, die wir von Lesbos gesehen haben, und die 

Bilder, die wir von den anderen griechischen Inseln gesehen haben, zeigen uns, dass 

wir in Europa nicht weniger, sondern mehr Unterstützung für Geflüchtete brauchen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist der Kollege und Vize-

präsident Alexander Hold von den FREIEN WÄHLERN.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, meine Damen und Herren! Eines 

haben die Antragsteller tatsächlich richtig erkannt: Beim europäischen Asyl-, Migrati-

ons- und Integrationsfonds ist tatsächlich nur ein Viertel des Ausgabevolumens auf 

Rückkehr ausgerichtet, aber eine Hälfte auf Integration. Das ist auch richtig so, denn 
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sonst hieße er ja Rückkehrfonds und nicht Integrationsfonds. Er hat nämlich den Sinn 

und Zweck und das Ziel, Migration, Asylpolitik und subsidiären Schutz wirkungsvoll zu 

steuern und nicht – wie Sie behaupten – Anreize für illegale Einreise zu setzen. Das 

ist völliger Unsinn!

Der Sinn und Zweck dieses Fonds ist es ja, dafür zu sorgen, dass die Integration lega-

ler Migration glückt. Das sind eben Menschen, die nicht illegal hierherkommen. Das 

sind Menschen mit einem Asylgrund, die integriert werden müssen. Das sind Men-

schen, die einfach keine Möglichkeit auf Rückkehr in ihr Herkunftsland haben und des-

wegen integriert werden müssen. Da ist das Geld sehr, sehr gut angelegt.

Das Geld ist nämlich dafür wichtig, dass genau nicht die Zustände entstehen, die Sie 

in Ihrer Kreativität – in diesem Punkt zumindest – an die Wand malen. Vielleicht hätten 

Sie solche Zustände manchmal ganz gerne, weil Sie glauben, dass das Chaos Ihnen 

vielleicht nutzen könnte. Aber ich kann Ihnen ganz klar sagen, und das zeigt die mo-

mentane Krise: Auch Krise schreit nicht nach Hass, sondern nach Lösungen. Genau 

das bietet dieser Fonds: Lösungen.

Das Spiel, das Sie da treiben, ist sehr gefährlich: Sie torpedieren mit dem Antrag näm-

lich vor allem die Solidarität mit den in erster Linie betroffenen europäischen Mitglied-

staaten. Das haben weder Italien noch Griechenland verdient. Was Sie fordern, ist im 

Grund ja wirklich grotesk: Sie wollen die Rückverlagerung der Kompetenzen auf die 

Nationalstaaten. Ich kann Ihnen ganz klar sagen, dass es nur mit europäischen Lö-

sungen funktionieren wird. Wenn Sie die Rückverlagerung auf die Nationalstaaten wol-

len, wollen Sie am Ende – wenn man es wirklich konsequent zu Ende denkt – nichts 

anderes, als dass Grenzen geschlossen werden. Das propagieren Sie ja auch.

Ich sage Ihnen nur eines: Diejenigen, von denen Sie dafür Beifall bekommen, sind 

zum Teil genau dieselben, die im Moment auf die Straße gehen. Das sind die Men-

schen, die im Moment auf der Straße protestieren und ihr Grundrecht auf Wochenen-
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dausflug in Gefahr sehen dadurch, dass Grenzen geschlossen sind. Das ist Ihre 

Logik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist der Kollege und Vize-

präsident Markus Rinderspacher von der SPD-Fraktion.

Markus Rinderspacher (SPD): Verehrter Herr Präsident, Hohes Haus, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Es liegt gerade einmal sechs Monate zurück, da beantragten die 

AfD und der Abgeordnete Böhm die Gründung eines europäischen Rückführungs-

fonds hier im bayerischen Parlament. Wir waren überrascht. Wir waren verwirrt. Der 

Abgeordnete Böhm hat sich jede Menge Hohn und Spott anhören müssen; denn ent-

weder wusste er damals nicht, dass es einen solchen europäischen Rückführungs-

fonds bereits gibt, oder er wusste es, aber insinuierte das Gegenteil, um den Men-

schen in unserem Land Sand in die Augen zu streuen. Beides ist unseriös und 

unsolide.

(Beifall bei der SPD)

Heute toppt er diese mangelnde Solidität, weil er das, was er einst beantragen wollte – 

einen Rückführungsfonds, den es bereits gab –, ein halbes Jahr später wieder ab-

schaffen möchte.Meine Damen und Herren, das alleine zeigt schon das Vorgehen po-

pulistischer Parteien. Es stellt für sie kein Problem dar, an einem Tag etwas zu fordern, 

um am darauffolgenden Tag das genaue Gegenteil zu propagieren. Mit parlamentari-

scher Nüchternheit kann man festhalten: Dieses Vorgehen ist zumindest unseriös und 

unsolide, und die Menschen in unserem Land sollten dies durchschauen.

(Beifall bei der SPD)

Zur Sache selbst: Die AfD beantragt im Konkreten, den noch laufenden Asyl-, Migrati-

ons- und Integrationsfonds abzuwickeln. Dieser Fonds diente in den Jahren 2014 bis 

2020 der Integration, dem Ordnungsverfahren im Asyl, aber auch der Finanzierung 
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von Rückführungsmaßnahmen. Für Rückführungen alleine wurden von den Mitglied-

staaten in den letzten Jahren EU-Mittel in Höhe von über einer Milliarde Euro abgeru-

fen. Da ging es um die Schulung des Personals, um Hilfen bei freiwilliger Rückkehr, 

um Abschiebungen und deren Förderung in Einklang mit den im Unionsrecht festge-

legten Standards.

Das alles möchte die AfD heute überraschenderweise abschaffen. Die EU-Kommis-

sion plant, weiter in ein offenes und sicheres Europa zu investieren und Ordnung in 

die Asylpolitik auf europäischer Ebene zu bringen; denn klar ist: Wer Ordnung in der 

Asylpolitik propagiert, der kann nicht wie die AfD im gleichen Atemzug per Antrag Un-

ordnung schaffen, indem man Ordnungsinstrumente und Finanzmittel dafür streicht 

und kaputtmacht.

Dass die Migrationsfrage keine Frage von Nationalstaaten, sondern eine Herausforde-

rung weltweit ist und einer europäischen Abstimmung bedarf, haben meine Vorredner 

bereits deutlich gemacht. Gute Beispiele sind Griechenland und Italien; sie brauchen 

eine bessere Unterstützung bei der Bewältigung der Folgen der Migrationsbewegung. 

Und so finanziert beispielsweise – um nur ein kleines Beispiel zu nennen – der Fonds 

bei den Verfahren vor Ort die Abnahme und Registrierung von Fingerabdrücken von 

Migrantinnen und Migranten in den Aufnahmezentren. Das liegt im Interesse einer ge-

ordneten europäischen Asylpolitik, das liegt in unserem deutschen nationalen Inter-

esse, und das liegt im Interesse der Bürgerinnen und Bürger in Bayern. Ich frage mich 

wirklich, Herr Kollege Böhm, warum Sie die Finanzierung der Abnahme von Fingerab-

drücken von Migrantinnen und Migranten in den Aufnahmezentren tatsächlich ab-

schaffen wollen.

So muss man nüchtern festhalten: Wer für eine geordnete Asylpolitik und Migrations-

steuerung in Deutschland und in Europa eintritt, der ist bei den Rechtspopulisten of-

fensichtlich völlig falsch aufgehoben. Das Antragschaos der AfD zeigt doch nur: Die 

radikal Rechten beantragen ein politisches Chaos, das sie im Anschluss selbst wut-

bürgerlich beklagen.
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(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Für die FDP-Fraktion hat der Kollege und 

Fraktionsvorsitzende Martin Hagen das Wort.

Martin Hagen (FDP): Vielen Dank an die Offiziantinnen und Offizianten, auch heute 

wieder. – Herr Präsident! Der Kollege Rinderspacher hat es ausgeführt: Die AfD hat 

kein Problem damit, heute das Gegenteil von dem zu beantragen, was sie noch vor 

Kurzem beantragt hat. – Das ist nur ein Beispiel dafür, wie Sie generell Politik ma-

chen. Ich erinnere an Ihren Rosenheimer Abgeordneten, der neulich kritisiert hat, dass 

in Rosenheim das Starkbierfest abgesagt wurde. Er hat es "Corona-Panik" genannt 

und wenige Wochen später die Stadt Rosenheim dafür verklagt, dass sie es erst drei 

Tage später abgesagt hat und deswegen dort ein Hotspot entstanden ist. Also, das 

sind intellektuelle Verrenkungen, ich weiß nicht, wie Sie das hinkriegen. Ob das am 

Starkbierfest liegt oder an Corona sei dahingestellt.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben heute wieder einen ähnlichen Fall: Es ist nicht klar, was Sie eigentlich wol-

len. Wollen Sie, dass wir Rückkehr fördern, oder wollen Sie, dass wir es nicht tun? 

Wollen Sie, dass wir gerade die europäischen Länder an der Grenze, gerade am Mit-

telmeer, befähigen, geregelte Asylverfahren durchzuführen, um den Leuten auf Les-

bos früher die Entscheidung mitteilen zu können, ob sie anerkannt werden oder ob sie 

zurückgeführt werden, oder nicht? Wir alle haben in den vergangenen zehn Jahren 

doch gemerkt, wohin es führt, wenn wir keine europäische Asylpolitik haben. Wir 

haben es schon in den frühen 2010er-Jahren gemerkt, als Italien mit den Migranten 

über das Mittelmeer völlig überfordert war, als man sie im Stich gelassen hat. Wir sel-

ber haben es am eigenen Leib erfahren, als dann 2015 die Migranten vor unserer Tür 

standen und auch wir von anderen europäischen Ländern im Stich gelassen wurden. 

Die Lehre daraus kann für uns doch nicht sein, dass wir sagen: Ja, jedes europäische 

Land macht das jetzt wieder selber, wir ziehen jetzt wieder die Grenzen hoch. Das, 

Protokollauszug
46. Plenum, 05.05.2020 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 12

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000342.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000495.html


was wir in dieser Ausnahmesituation wegen Corona gerade erleben und erleiden, 

nämlich dass wir wieder Grenzen zwischen Deutschland und Österreich haben, wird 

wieder zum Dauerzustand, wenn jedes europäische Land seine eigene Asylpolitik 

macht. – Das kann doch nicht Ihre Antwort auf das Dilemma sein.

Sie können doch nicht sagen: Wir streichen jetzt Italien und Griechenland und diesen 

Ländern die Mittel, die sie brauchen, um mit den Migrationsströmen umzugehen. – 

Was wird denn die Antwort dieser Länder sein? – Die Antwort wird doch nicht sein: In 

Ordnung, dann lassen wir die Leute einfach alle bei uns. Die Antwort wird sein, dass 

sie sie zu uns durchwinken, genau so, wie Italien das früher auch schon gemacht hat.

Wir brauchen mehr europäische Politik, wir brauchen mehr Anstrengungen für ein ge-

meinsames europäisches Asylsystem. Wir profitieren davon, wenn wir die Standards 

in Europa angleichen. Wir profitieren in Deutschland handfest davon. Das sind deut-

sche Interessen, die Sie offenbar nicht zu vertreten bereit sind.

Wir brauchen eine gemeinsame europäische Politik, auch in der Frage der Rückkehr, 

und wir brauchen eine gemeinsame europäische Politik in der Frage der Integration 

und der legalen Migration; denn Europa braucht Zuwanderung – schauen Sie sich die 

demografische Entwicklung an –, sogar ganz dringend. Wenn Sie keine illegale und 

ungeregelte Migration wollen, dann müssen Sie eine legale und geregelte Migration 

befördern.

Ziehen Sie also diesen Antrag zurück, wenn es Ihnen damit ernst ist, was Sie sonst 

sagen! Dieser Antrag ist selbst dann, wenn man das will, was Sie immer propagieren, 

unsinnig; für jeden klar denkenden Menschen ist er es ohnehin.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ihr Applaus für die Offizianten, wenn sie 

heute zum letzten Mal die Mikrofone präparieren! Danke schön.

(Allgemeiner Beifall)
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Für die Staatsregierung hat der Staatsminister Joachim Herrmann das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres, Sport und Integration): Herr Präsident, 

Hohes Haus! Der Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds – AMIF – trägt zur effizien-

ten Steuerung der Migrationsströme und zur Weiterentwicklung der gemeinsamen 

europäischen Asyl- und Migrationspolitik bei. Die Europäische Kommission plant, 

diese Ziele mit dem Nachfolgefonds Asyl und Migration für die Jahre 2021 bis 2027 

fortzuführen. Der Antrag der AfD verkennt den damit verbundenen europäischen 

Mehrwert, und er ist – wie von verschiedenen Rednern schon angesprochen worden 

ist – zum Teil völlig inkorrekt. Fünf Landtagsfraktionen und die Staatsregierung sind 

sich offenkundig darin einig, dass dieser Antrag abgelehnt werden sollte.

Durch den AMIF wird allein die legale Migration unterstützt, die illegale Migration da-

gegen bekämpft. Damit erfolgt in keiner Weise eine Versorgung und Ansiedlung illega-

ler Migranten, wie dies im Antrag der AfD-Fraktion völlig falsch dargestellt wird.

Inhaltlich beruht der AMIF sowie der künftige AMF auf vier wichtigen Säulen. Hervor-

zuheben ist hier insbesondere die Erleichterung der legalen Migration in den Mitglied-

staaten entsprechend deren wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen, Stichwort: 

Fachkräftegewinnung.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Förderung gerechter und wirksamer Rückkehrstra-

tegien der Mitgliedstaaten im Rahmen der Bekämpfung der illegalen Einwanderung. 

Der AMIF schafft, völlig anders, als von der AfD behauptet, eben keinen Anreiz für 

Wirtschaftsmigranten. Der Fonds trennt klar zwischen legalem und illegalem Aufent-

halt.

Ich begrüße die Zuständigkeit der Europäischen Union in diesem Bereich. Ein Beitrag 

zur effizienten Steuerung der Migrationsströme und Weiterentwicklung der gemeinsa-

men Asylpolitik kann nur auf der Ebene der Europäischen Union ausreichend verwirk-

licht werden. Dabei gilt auch hier der Grundsatz der Solidarität und der gerechten Auf-

teilung der Verantwortlichkeit unter den Mitgliedstaaten. Die Zuständigkeit der 
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Europäischen Union nimmt den Nationalstaaten nichts von ihrer Kompetenz, sondern 

ergänzt sie in notwendiger Weise. Kein Mitgliedstaat kann in dieser Frage im Allein-

gang handeln und erwarten, sinnvolle und nachhaltige Ergebnisse alleine zu erzielen.

Die Länder werden bei der Verteilung der Mittel im Übrigen nicht außen vor gelassen, 

sondern haben bereits jetzt ein Mitspracherecht. Die Auswahl der geförderten Projekte 

obliegt in Deutschland dem BAMF als national zuständiger Behörde; die einzelnen 

Bundesländer sind in den Entscheidungsprozess eingebunden.

Ich sehe auch bei der Verteilung der Mittel keine Schieflage. Die Mittel des Nachfolge-

fonds AMF sollen nach derzeitigem Stand zum überwiegenden Teil den Mitgliedstaa-

ten und ihren jeweiligen nationalen Programmen zugutekommen.

Meine Damen und Herren, die genannten Gründe belegen, dass der AMIF und ab 

nächstem Jahr sein Nachfolgefonds, der AMF, einen echten Mehrwert sowohl für Eu-

ropa wie auch für Deutschland und für uns in Bayern haben. Deshalb sage ich hier 

noch einmal: Ich bitte Sie herzlich, den Antrag der AfD abzulehnen.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke schön. Bleiben Sie bitte noch am 

Rednerpult, Herr Staatsminister. – Der Abgeordnete Böhm hat sich zu einer Zwischen-

bemerkung gemeldet. Herr Böhm, bitte.

Martin Böhm (AfD): Sehr verehrter Herr Staatsminister, vielleicht erklären Sie unseren 

Bürgern dann, warum Ihr Kollege Seehofer unlängst expressis verbis erwähnt hat, 

dass Integrationsprojekte von der Förderung durch den AMIF ausgeschlossen werden 

sollen, wenn sich Mitarbeiter von deren Trägern dazu verdingen, Abschiebungen aktiv 

zu verhindern. Das muss ja irgendeinen Hintergrund haben; das hat sich unser Bun-

desinnenminister ja nicht aus den Fingern gesaugt. Da muss ja ein Körnchen Wahrheit 

drin sein. Vielleicht könnten Sie uns dazu etwas berichten.
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Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres, Sport und Integration): Herr Kollege, ich 

kenne den speziellen Sachverhalt nicht. Aber selbstverständlich gilt für alle Themen, 

auf europäischer Ebene ebenso wie in unserem eigenen Land: Wenn irgendwo Miss-

brauch mit öffentlichen Geldern getrieben wird, ist dieser zu unterbinden.

Aber das heißt nicht – so etwas soll auch schon auf kommunaler Ebene vorgekom-

men sein –, dass ein Gesamtkonstrukt von vornherein falsch ist; sondern man muss 

es korrigieren, wenn tatsächlich im Einzelfall irgendetwas schiefläuft.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke schön. – Weitere Wortmeldungen 

liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Der federführende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integra-

tion empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem 

Antrag der AfD-Fraktion zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 

ist die AfD-Fraktion. Bitte die Gegenstimmen anzeigen! – Das sind der fraktionslose 

Abgeordnete Plenk, die FDP, die CSU, die FREIEN WÄHLER, die SPD und BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Damit ist dieser Antrag 

abgelehnt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bleiben Sie gesund! Die Sitzung ist geschlossen. Ich 

wünsche einen guten Abend.

(Schluss: 17:42 Uhr)
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